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Rüstung im Deutschland-Tempo
Die Na�onale Sicherheits- und Verteidigungsstrategie – Roter Teppich für 
die Rüstungsindustrie
von Jürgen Wagner

Der Redaktionsschluss des vorliegenden Textes war 
vor dem Scheitern der Ampel-Regierung. Ob es vor 
Neuwahlen noch zur Verabschiedung der Strategie 
kommt, ist ungewiss. Dennoch haben wir uns für die 
Veröffentlichung des Artikels entschieden, da sich 
aus dem Papier zentrale aktuelle „Ideen“ für ein 
partielles Umschalten auf eine Kriegswirtschaft ab-
lesen lassen, die auch über die aktuelle Bundesre-
gierung hinaus Bestand haben dürften. 

Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, der 
deutschen Rüstungsindustrie massiv unter die Arme zu 
greifen. Diesem Zweck soll eine „Nationale Sicher-
heits- und Verteidigungsstrategie“ dienen, die Mitte Au-
gust 2024 bei Politico veröffentlicht wurde. In ihr wer-
den viele der seit einiger Zeit zirkulierenden Vorschläge 
und Forderungen aufgegriffen, um der Rüstungsindus-
trie den roten Teppich auszurollen. Zwar handelt es sich 
bei den meisten Vorhaben zum gegenwärtigen Zeit-
punkt noch um wenig mehr als Absichtsbekundungen, 
sollten aber auch nur Teile davon umgesetzt werden, 
dürfte dies der „Sicherheits- und Verteidigungsindus-
trie“ (SVI) erheblichen Rückenwind verschaffen. 

Vorläufer und S��-Vorlage

Neu sind die Ambitionen zur Stärkung der deutschen 
Rüstungsindustrie natürlich nicht – direkte Vorläufer 
des aktuell zirkulierenden Papiers sind das „Strategie-
papier der Bundesregierung zur Stärkung der Verteidi-
gungsindustrie in Deutschland“ vom Juli 2015 sowie 
das im Februar 2020 veröffentlichte „Strategiepapier 
der Bundesregierung zur Stärkung der Sicherheits- und 
Verteidigungsindustrie“. Schon in der 2015er-Variante 
wurde dem „Erhalt nationaler verteidigungsindustriel-
ler Schlüsseltechnologien“ eine zentrale Bedeutung zu-
gemessen und eine entsprechende Liste mit schützens-

werten Fähigkeiten vorgelegt, die in der 2020er-Version 
noch einmal erweitert wurde. 

Zwar wurden schon damals auch Maßnahmen wie 
eine europäische Bündelung und eine  „exportpolitische 
Flankierung der Verteidigungsindustrie“ sowie einige 
andere Maßnahmen ins Spiel gebracht, die neueren 
Überlegungen reichen aber nun weit darüber hinaus. 

Einen Vorgeschmack, wohin die Reise gehen würde, 
erhielt man spätestens im Juli 2024, als die SPD-Bundes-
tagsfraktion das Positionspapier „Stärkung der Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie in Deutschland und 
Europa“ vorlegte. Prominent wird dort beispielsweise 
klargestellt: „Die Sicherheits- und Verteidigungsindus-
trie ist nicht irgendeine Industrie; es ist die Aufgabe der 
Bundesregierung und des Parlaments, die Wettbewerbs-
fähigkeit und Resilienz dieses heimischen Industrie-
zweiges, im Sinne der nationalen und europäischen Si-
cherheit, zu garantieren. Leitend dürfen dabei nicht 
Marktmechanismen sein, sondern Sicherheitsinteres-
sen, Werte und Normen.“ (SPD-Positionspapier: S. 1)

Schon seit einiger Zeit ist zudem beobachtbar, dass 
staatliche Beteiligungen an Rüstungskonzernen wieder 
Konjunktur haben – auch dieser Trend soll forciert wer-
den: „Um Schlüsseltechnologien zu halten und deren 
Proliferation besser zu kontrollieren, sollten staatliche 
Beteiligungen des Bundes an Unternehmen der Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie im Einzelfall (mit 
Sperrminorität) erwogen werden.“ (SPD-Positionspa-
pier: S. 6)

Weiter werden baurechtliche Hürden und andere 
Hemmnisse ins Visier genommen: „Dies schließt be-
schleunigte Planungs- und Genehmigungsverfahren ein 
und erlaubt es einzuschreiten, falls nationale Sicher-
heitsinteressen durch kommunales Planungsrecht kon-
terkariert werden.“ (SPD-Positionspapier: S. 2) 

Und schließlich wird auf das Vorhalten großer Pro-
duktionskapazitäten und eine Bevorratung gesetzt: 
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„Durch Abnahmegarantien und langfristige Verträge 
müssen Planungssicherheit und Anreize für Unterneh-
men geschaffen werden, in ihre Produktionskapazitäten 
zu investieren. Diese sind notwendig, um ein Produkti-
onsniveau an Munition, Verschleißteilen und Gerät auf-
zubauen, das dem Ziel der Bevorratung gerecht wird 
und für Krisenfälle entsprechende Aufwuchsreserven 
bereithält.“ (SPD-Positionspapier: S. 2)

Ausweitung der Schlüsseltechnologien

Ursprünglich sollte die „Nationale Sicherheits- und 
Verteidigungsstrategie“ noch vor der Sommerpause er-
scheinen, was aber augenscheinlich verschoben wurde. 
Angefertigt wird das Dokument unter der Federführung 
des Wirtschaftsministeriums unter dem selbsternannten 
grünen „Rüstungsindustrieminister“ Robert Habeck, 
aber auch andere Ressorts, vor allem Finanzen und Ver-
teidigung, sind involviert. Und in der Tat reflektiert das 
Dokument stark die Präferenzen des Pistorius-Ministe-
riums und es übernimmt viele Forderungen des Positi-
onspapiers der SPD-Bundestagsfraktion. Schon im Mai 
2024 schrieb die Wirtschaftswoche einen Ausspruch 
von Pistorius aufgreifend, die Strategie solle ein 
„‘Deutschland-Tempo‘ für die Rüstung ermöglichen.“
Nun ist also ein weit fortgeschrittener Entwurf ins Inter-
net gelangt. Demzufolge solle die Rüstungsindustrie in 
die Lage versetzt werden, „skalierfähig“ zu sein, was 
bedeute, den Bedarf nach Rüstungsgütern in „Qualität 
und Quantität schnell und gesichert zu decken.“

Auch hier stehen weiterhin die „Schlüsseltechnologi-
en“ im Zentrum der Überlegungen: „Unter verteidi-
gungsindustriellen Schlüsselindustrien sind technologi-
sche und technische Kompetenzbereiche zu verstehen, 
die zur Aufrechterhaltung der Einsatzfähigkeit und Ver-
sorgungssicherheit der Bundeswehr und unter Gesichts-

punkten der technologischen Souveränität unabdingbar 
sind.“ (Nationale Sicherheits- und Verteidigungsstrate-
gie, Entwurf, Stand: 12.8.2024)

Schon das 2020er-Papier führte drei Kategorien ein, 
die nun auch in der Neufassung beibehalten wurden: 
Als „Global“ wurden Technologien eingestuft, die kei-
nerlei Beschränkungen unterliegen und problemlos im 
Ausland beschafft werden können – da hier keine allei-
nigen Einträge vorhanden sind, bedeutet das wohl , dass 
darunter alles fällt, was in den beiden anderen Kategori-
en nicht aufgeführt wird. 

Der Bereich „Europäisch“ beinhaltet die „Sicherung 
der Technologie in Kooperation mit europäischen Part-
nern“, schließt also faktisch selbst manche NATO-Ver-
bündete, insbesondere die USA aus. Sechs Bereiche fie-
len damals hierunter: Handfeuerwaffen, Dreh- und 
Starrflügler (also Hubschrauber und Flugzeuge), unge-
schützte Fahrzeuge, ABC-Abwehr, Flugkörper/Lenkver-
teidigung sowie IT-/Kommunikationssoftware. 

Was „Nationale Schlüsseltechnologien“ anbelangt, 
wurde bereits 2015 eine erste Liste erstellt, die in der 
fünf Jahre später aktualisierten Fassung erweitert wurde 
– neu hinzugekommen waren die „Elektronische 
Kampfführung“ (EloKa), der „Überwasserschiffbau“, 
die „Künstliche Intelligenz“ sowie „IT- und Kommuni-
kationstechnologie“, die sich zu folgenden Bereichen 
gesellten: „Geschützte/Gepanzerte Fahrzeuge“, „Unter-
wasserplattformen“, „Schutz, Sensorik“, „Vernetzte 
Operationsführung/Krypto“. 

Im 2024er-Entwurf bleiben die nationalen Schlüssel-
technologien weitgehend dieselben, sieht man davon ab, 
dass der Bereich „vernetzte Operationsführung/Krypto“ 
ganz entfallen ist und sich die „Elektronische Kampffüh-
rung“ nun „Elektronischer Kampf“ nennt. Einige Bewe-
gung kam aber in den zumindest europäisch protegierten 
Bereich, in den nun die Felder „Quantentechnologie“, 

Quelle: Bundeswehr/Marco Dorow
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„Munition“, „unbemannte Systeme“ und „Raumfahrt-
technologien“ frisch aufgenommen wurden. 

Erleichterungstatbestand für die Rüstungsindustrie

Hauptziel der Strategie ist es, „agile und schnelle Pla-
nungs-, Haushalts und Beschaffungsprozesse“ einzufüh-
ren. Generell fehle es dafür an „angemessenen gesetzli-
chen Ausnahme- und Erleichterungstatbeständen.“ Dar-
unter fällt zum Beispiel:

„Die Bundesregierung […] prüft Maßnahmen zum 
Abbau insbesondere von planungs- und genehmigungs-
rechtlichen sowie bürokratischen Auflagen beim Auf- 
und Ausbau von Produktions-, Lager- und Unterstüt-
zungskapazitäten.“

Um den Ausbau der Produktionskapazitäten zu ver-
süßen, sollen „Voraus Bestellungen“ sowie „feste Ab-
nahmegarantien gegenüber der Industrie“ und „die 
Möglichkeit von Kapazitätsvorhalteprämien“ geprüft 
werden. Im Zweifelsfall soll der Rüstungsindustrie ge-
genüber der zivilen Wirtschaft Priorität eingeräumt 
werden, es seien Maßnahmen zu erwägen, um die „pri-
orisierte Belieferung der SVI auch im Krisenfall ermög-
lichen.“ Und wenn alle Stricke reißen, soll der Staat 
dann eben direkt das Ruder übernehmen: In „strategi-
schen Fällen“ solle es der Bundesregierung möglich 
sein, sich „an Unternehmen der SVI zu beteiligen.“

Ferner werde man „Schlüsseltechnologien“ eine „an-
gemessene Priorisierung bei der Vergabe von For-
schungsaufträgen einräumen.“ Außerdem gelte es die 
„strikte Trennung zwischen anwendungsorientierter zi-
viler und militärischer Forschung“ zu überwinden. Mit 
den Ländern müsse man in eine „Diskussion über die 
Zivilklauseln“ treten, die militärische Forschung an vie-
len Universitäten untersagen, „um breitere Forschung 
zu ermöglichen.“

Generell müsse die SVI „wettbewerbsfähig sein, um 
sich mit ihren Produkten und Dienstleistungen am welt-
weiten Markt durchsetzen zu können.“ Hierfür will die 
Bundesregierung die „Exportaktivitäten“ der Branche 
„unterstützen“, unter anderem in der Absicht, die SVI im 
„internationalen Raum zu flankieren.“ Weiter sollen et-
waige „Novellierungen im Kriegswaffenrecht“ beitra-
gen, „Wettbewerbsnachteile der deutschen SVI in ange-
messener Weise zu minimieren.“

Fragezeichen & Schönheitsfehler

Die Übergänge zwischen problemlos auf dem ausländi-
schen und damit vor allem US-amerikanischen Markt 
bestellbaren und den strikt europäisch zu beschaffenden 
Rüstungsgütern sind teils relativ fließend. Perspekti-

visch scheint es das Ziel der Bundesregierung zu sein, 
hier das Pendel immer weiter von den USA hin zu euro-
päischen Kooperationsprogrammen zu verschieben. 
Das deckt sich im Übrigen mit der Anfang März 2024 
vorgelegten europäischen Rüstungsstrategie EDIS, die 
das Ziel ausgibt, den Wert europäischer Beschaffungen 
von aktuell 22 Prozent (78 Prozent aller Rüstungsgüter 
werden also im Ausland bestellt, allein 63 Prozent aus 
den USA), auf 50 Prozent (2030) respektive 60 Prozent 
zu erhöhen.

Allerdings steht man sich hierbei etwas selbst im 
Weg, denn gleichzeitig will man bei den EU-Program-
men wenn schon nicht überall führen, so doch „mindes-
tens auf Augenhöhe“ agieren, was für andere ebenfalls 
an der Stärkung ihrer Industrien interessierte Länder 
nicht unbedingt eine große Motivationshilfe sein dürfte, 
sich in derartige Programme einzuklinken. Auf diesen 
Widerspruch wurde auch im Handelsblatt hingewiesen: 
„In dem Papier versucht die Bundesregierung, einer-
seits mehr auf europäische Kooperationen und Syner-
gieeffekte durch gemeinsame Beschaffungen zu setzen, 
andererseits die heimische Industrie zu stärken. So will 
sie sich dafür einsetzen, ‚die Fähigkeitsentwicklung 
und Beschaffungen kooperativer zu gestalten und damit 
die Nachfrage stärker europäisch zu bündeln‘. Gleich-
zeitig will sie bei internationalen Kooperationen eine 
Beteiligung der deutschen Industrie ‚mindestens auf 
Augenhöhe‘ sicherstellen.“ (Handelsblatt, 16.8.2024)

So ambitioniert der Strategieentwurf außerdem auch 
daherkommt, viele der aufgeführten Vorhaben sind zu-
nächst einmal Prüfaufträge oder relativ vage Absichtser-
klärungen, ob, wie und wann sie sich umsetzen lassen, 
steht aktuell noch in den Sternen. Eine Hürde dürfte da-
bei sein, dass alle Maßnahmen nicht zuletzt unter einen 
Finanzierungsvorbehalt gestellt wurden: „Zwei Jahre 
nach Verabschiedung will die Bundesregierung überprü-
fen, ob mit der Strategie die angestrebten Ziele auch 
wirklich erreicht werden. Außerdem stellt sie fest, dass 
die Umsetzung im ‚Rahmen der Haushalts- und Finanz-
planung‘ erfolge – also nur dann, wenn der Bundestag 
auch ausreichend Finanzmittel bereitstellt, um beispiels-
weise Kapazitätsvorhalteprämien oder langfristige Be-
stellungen auch finanzieren zu können.“ (ebd.)

Trotzdem bekundet der Entwurf die Absicht der Bun-
desregierung, die deutsche Rüstungsindustrie umfas-
send zu stärken. Inwieweit die diesbezüglichen Versu-
che von „Erfolg“ gekrönt sein werden, muss sich aller-
dings erst noch erweisen. 

Die Langfassung weiter-
lesen auf imi-online.de
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